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Strasse und Schiene nicht gegeneinander ausspielen

Mobilitätsfeindliche Mitte-Links-Parteien müssen Bekenntnis zur Mobilität abgeben

 

Für die FDP.Die Liberalen ist Mobilität Grundbestandteil der Freiheit. Eine gute Verkehrsinfrastruktur ist
zudem zentral für die Sicherung von Arbeitsplätzen und Wohlstand. Die Vorlage des Bundesrates zur
Finanzierung der Bahninfrastruktur stösst bei der FDP aber auf grosse Skepsis: Erstens verteufeln die
Mitte-Links Parteien seit Beginn der „Energiezukunft„ sowie auch im Raumkonzept die Mobilität: Den
Pendlerabzug will die GLP abschaffen, andere wollen ihn pauschalisieren und kürzen. Benzin- und
Strompreise sollen massiv erhöht werden. Wird diese Politik – gegen den Widerstand der FDP – umgesetzt,
braucht es viele der neuen Tunnels, Brücken und Züge nicht. Bevor neue Steuern und Abgaben
eingetrieben werden, fordert die FDP deshalb ein klares Bekenntnis von Mitte-Links zur Mobilität. Zweitens
dürfen Strasse und Schiene nicht gegeneinander ausgespielt werden. Beide ergänzen sich und in beiden
Bereichen sind Investitionen nötig. Die FDP fordert deshalb eine Gesamtplanung der
Infrastrukturfinanzierung für Schiene und Strasse. Es gilt die Gefahr abzuwenden, dass nach der
Finanzierung der Bahn für die Strasse kein Geld mehr vorhanden ist. Nur wenn diese Voraussetzungen
sowie wichtige technische Fragen erfüllt sind, hat die Vorlage bei der FDP eine Chance. Die VCS-Initiative
wird klar abgelehnt, da damit der Strasse noch mehr Mittel entzogen würden.

 

Die weiteren Forderungen der FDP sind:

Geld sparsam und effizient ausgeben: Bahnprojekte sind nach volkswirtschaftlichen statt politischen Kriterien zu
entscheiden und klare Prioritäten zu setzen; der Ausbaustandart ist zu überprüfen und auf Luxuslösungen ist zu
verzichten.
Keine finanzpolitischen Abenteuer: Ein Fond ist bis 2030 zu befristen; die Höchstbeiträge durch allgemeine
Bundesmittel und der direkten Bundessteuer müssen bei Entlastungsprogrammen für die Einhaltung der
Schuldenbremse gekürzt werden können und die Finanzierung der ÖV-Bevorschussung samt Zinsen ist fristgerecht
und voll dem Bund zurück zu zahlen.
Keine Bestrafung der Strasse durch zusätzliche Quersubventionierung von der Strasse zur Schiene beispielsweise
durch eine Erhöhung der Beiträge aus der Mineralölsteuer.
Keine Bestrafung der Pendler durch Streichen oder Pauschalisieren der Pendlerabzüge.
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